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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 601/05 ER
Datum 23.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 B 259/05 AL ER
Datum 12.09.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
23.05.2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der 1970 geborene Antragsteller (Ast.) war nach eigenen Angaben vom 01.09.1990
(Lehre vom 01.08.1988 bis 30.08.1990) bis 31.03.2000 als Angestellter bei
verschiedenen Firmen beschÃ¤ftigt; im April 2000 grÃ¼ndete er eine GmbH und
war in dieser bis zur Insolvenz der Gesellschaft im September 2003 als
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer selbstÃ¤ndig tÃ¤tig.

Am 14.03.2005 wandte sich der Ast. schriftlich an die Antragsgegnerin (Ag.) und
machte geltend, er habe im September 2003 bei der "Info" der Ag. in L.
vorgesprochen, um Antrag auf Arbeitslosengeld zu stellen. Nach einem kurzen
"FÃ¼nf-Minuten-GesprÃ¤ch" sei er "abgewimmelt" worden mit der BegrÃ¼ndung,
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er sei als SelbstÃ¤ndiger nicht anspruchsberechtigt. Es sei damals nicht darÃ¼ber
gesprochen worden, wie lange er als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer tÃ¤tig gewesen sei.
Nunmehr habe er erfahren, dass er anspruchsberechtigt gewesen wÃ¤re, da die
Firma nicht lÃ¤nger als vier Jahre bestanden habe.

Mit Bescheid vom 04.04.2005 lehnte die Ag. den Antrag ab mit der BegrÃ¼ndung,
der Ast. habe sich nicht persÃ¶nlich bei der Ag. arbeitslos gemeldet; ferner erfÃ¼lle
der Ast. auch nicht die Anwartschaftszeit, da er innerhalb der Rahmenfrist vom
14.03.2000 bis 13.03.2005 nicht mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden habe. Den hiergegen eingelegten
Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger vortrug, er sei gemeinsam mit seinem Vater bei
dem Sachbearbeiter K. gewesen, wies die Ag. mit Widerspruchsbescheid vom
17.05.2005 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, der Ast. habe sich in dem
von ihm genannten Zeitraum im September 2003 nicht arbeitslos gemeldet; es
lÃ¤gen keine Beratungsvermerke Ã¼ber eine persÃ¶nliche Vorsprache des Ast. im
Jahr 2003 vor. Der vom Ast. genannte Kollege sei im September 2003 im Urlaub
gewesen. Der Vater des KlÃ¤gers sei von diesem Sachbearbeiter zuletzt im Jahr
2002 betreut worden.

Bereits am 27.04.2005 erhob der Ast. gegen die Entscheidung der Ag. Klage zum
Sozialgericht MÃ¼nchen.

Gleichzeitig beantragte er, die Ag. im Wege einer einstweiligen Anordnung zu
verpflichten, ihm das rÃ¼ckstÃ¤ndige Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe
von September 2003 bis Dezember 2004 nachzuzahlen.

Das Sozialgericht lehnte den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ab
(Beschluss vom 23.05.2005). Die Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen
Anordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs.2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) lÃ¤gen nicht vor. Die
im Rahmen des einstweiligen Rechtschutzes gebotene summarische PrÃ¼fung des
materiell-rechtlichen Anspruchs des Ast. auf die begehrten Leistungen
(Arbeitslosengeld und Anschluss-Arbeitslosenhilfe) fÃ¼hre zur Verneinung eines
Anordnungsanspruchs. Die Ag. habe den Anspruch auf Arbeitslosengeld ab
September 2003 zu Recht wegen des Nichtvorliegens einer persÃ¶nlichen
Arbeitslosmeldung abgelehnt. GemÃ¤Ã� Â§ 117 Abs.1 Sozialgesetzbuch (SGB) III
hÃ¤tten auf Arbeitslosengeld Anspruch Arbeitnehmer, die arbeitslos seien, sich
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und die Anwartschaft erfÃ¼llt hÃ¤tten.
GemÃ¤Ã� Â§ 122 Abs.1 SGB III habe sich der Arbeitslose persÃ¶nlich beim
zustÃ¤ndigen Arbeitsamt arbeitslos zu melden. Aus den beigezogenen
Aktenunterlagen sowie den Angaben des Ast. ergebe sich, dass dieser sich im
September 2003 tatsÃ¤chlich nicht persÃ¶nlich arbeitslos gemeldet habe. Die
Frage, ob die persÃ¶nliche Arbeitslosmeldung im Rahmen eines sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs zu bejahen sei, lasse sich im Rahmen der im einstweiligen
Rechtsschutz vorzunehmenden PrÃ¼fung nicht beantworten und mÃ¼sse dem
Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben. Bei der KlÃ¤rung der Frage sei jedoch zu
berÃ¼cksichtigen, dass es sich bei der Arbeitslosmeldung um eine Tatsachen- und
keine WillenserklÃ¤rung handele. Im Ã�brigen lÃ¤gen auch keine Belege in Form
von Arbeitsbescheinigungen der jeweiligen Arbeitgeber des Ast. dafÃ¼r vor, dass er
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innerhalb der Rahmenfrist mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden habe.

Der Ast. legte am 30.05.2005 beim Sozialgericht Beschwerde ein. Er begrÃ¼ndet
diese insbesondere damit, dass er sich im September 2003 bei der Ag. in L.
erkundigt habe, ob er Anspruch auf Arbeitslosengeld habe. Da dies von der Ag.
verneint worden sei, habe er sich im Vertrauen auf die Auskunft nicht arbeitslos
gemeldet. Als Zeugen fÃ¼r die Vorsprache am Arbeitsamt benenne er seinen Vater.
Das Sozialgericht half der Beschwerde nicht ab.

Nach Auffassung der Ag. ist die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen; zur BegrÃ¼ndung
verweist sie voll inhaltlich auf den Beschluss des Sozialgerichts vom 23.05.2005.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde des Ast. ist zulÃ¤ssig, jedoch
sachlich nicht begrÃ¼ndet.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs.2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine
einstweilige Anordnung im Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr
besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustands im Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Â§ 86 Abs.2 Satz 2 SGG).

Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt voraus, dass der geltend gemachte
Anspruch glaubhaft gemacht ist und fÃ¼r die GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtssschutzes besonders genannte GrÃ¼nde vorliegen. Die im Rahmen des
einstweiligen Rechtsschutzes gebotene summarische PrÃ¼fung des materiell-
rechtlichen Anspruchs des Ast. auf die begehrten Leistungen ergibt, dass ein
Anordnungsanspruch nicht vorliegt und dies aus mehreren GrÃ¼nden.

Das Sozialgericht hat Ã¼berzeugend dargelegt, dass ein Anspruch auf
Arbeitslosengeld ab September 2003 bereits am Nichtvorliegen einer persÃ¶nlichen
Arbeitslosmeldung gemÃ¤Ã� Â§ 122 Abs.1 i.V.m. Â§ 117 Abs.1 SGB III scheitert. Auf
die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts wird entsprechend Â§ 153 Abs.2 SGG Bezug
genommen.

Zutreffend hat das Sozialgericht auch dargelegt, dass es an Belegen in Form von
Arbeitsbescheinigungen der jeweiligen Arbeitgeber des Ast. dafÃ¼r fehlt, dass der
Ast. innerhalb der Rahmenfrist mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden hat. Entsprechende Unterlagen wurden
vom KlÃ¤ger auch im Beschwerdeverfahren nicht zur VerfÃ¼gung gestellt.

Das Sozialgericht hat auch zutreffend die Bedenken dargelegt, die gegen eine
Ersetzung der fehlenden Arbeitslosmeldung im Rahmen eines sog.
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Herstellungsanspruchs sprechen. Selbst wenn das Gericht zu Gunsten des KlÃ¤gers
unterstellt, er habe beim Arbeitsamt im September 2003 vorgesprochen und sei
falsch beraten worden â�� was nicht bewiesen ist -, stehen der "Fiktion" der
Arbeitslosmeldung im Wege eines Herstellungsanspruchs erhebliche Bedenken
entgegen. Es handelt sich bei der Meldung nicht um eine Willens-, sondern
TatsachenerklÃ¤rung. Die Zweifel, ob die fehlende Meldung als arbeitsuchend
ersetzt werden kann, werden u.a. durch das Urteil des BSG vom 11.03.2004, Az.: B
13 RJ 16/03 R bestÃ¤rkt, in dem das BSG festgehalten hat, dass die ebenfalls als
TatsachenerklÃ¤rung zu wÃ¼rdigende Meldung als arbeitsuchend nicht im Wege
des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs fingiert werden kÃ¶nne.

Das Sozialgericht hat demnach zu Recht den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung abgelehnt, da es an einem Anordnungsanspruch fehlt.

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des Â§ 193 SGG
(BSG in SozR 3-1500 Â§ 140 Nr.2).

Dieser Beschluss ist endgÃ¼ltig (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 28.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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